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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 6/66/Euratom, 121/66/EWG 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Status der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften sowie zur Einführung von Sonder- 
maßnahmen, die vorübergehend auf die Beamten der 
Kommission anwendbar sind 1 ), insbesondere auf 
Artikel 14 a von Anhang VII des Statuts der Beam- 
ten der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 6/66/Euratom, 
121 /66/EWG der Räte vom 28. Juli 1966 zur Fest- 
legung des Verzeichnisses der Orte, an denen eine 
Mietzulage gewährt werden kann, sowie des Höchst- 
betrags dieser Zulage und der Bedingungen für ihre 
Gewährung 2 ) , 

auf Vorschlag der Kommission, 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 150 
vom 12. August 1966, S. 2749 


in der Erwägung, daß die genannte Verordnung 
im besonderen Fall Tokios keine befriedigenden Er- 
gebnisse zeitigt und daß infolgedessen die Modali- 
täten für die Gewährung der Zulage geändert wer- 
den müssen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 6/66/Euratom, 121 /66/EWG wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 Absatz 1 am Ende wird hinzugefügt: 
Japan, Tokio. 

2. Dem Artikel 5 wird ein neuer Absatz folgenden 
Wortlauts angefügt: „Für die Stadt Tokio betra- 
gen die in Absatz 1 genannten Sätze 70 v. H. bzw. 
75 v. H. und 80 v. H." 

3. Dem Artikel 6 wird ein neuer Absatz folgenden 
Wortlauts angefügt: „Auf einen Beamten mit 
dienstlicher Verwendung in Tokio findet der 
Höchstsatz von 5 v. H. keine Anwendung." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Bei der Unterbringung der Delegation der Kommis- 
sion in Tokio hat sich unlängst mit aller Deutlichkeit 
gezeigt, daß angemessene Statutsbestimmungen für 
die Regelung des Problems der in Tokio ganz beson- 
ders schwierigen und kostspieligen Wohnverhält- 
nisse fehlen. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, Tokio 
in das Verzeichnis der Orte aufzunehmen, an denen 
gemäß Artikel 14 a von Anhang VII des Beamten- 
statuts eine Mietzulage gewährt werden kann. 

Eine bloße Aufnahme in dieses Verzeichnis bringt 
im besonderen Fall von Tokio jedoch keine nennens- 
werten Ergebnisse. Die Verordnung Nr. 6/66 Eura- 
tom, 121/66/EWG der Räte vom 28. Juli 1966 zur 


Festlegung der Bedingungen für die Gewährung der 
betreffenden Zulage sieht in ihren Artikeln 5 und 6 
Prozentsätze und Höchstbeträge vor, die so ange- 
setzt sind, daß die von der Kommission übernom- 
menen Beträge für das Personal in Tokio lächerlich 
gering sind. 

Die Kommission unterbreitet dem Rat daher den bei- 
gefügten Entwurf einer Verordnung, in dem vor- 
gesehen ist, daß der in Artikel 6 der Verordnung 
6/66 Euratom, 121/66/EWG vorgesehene Höchstsatz 
von 5 v. H. gestrichen wird und die in Artikel 5 der 
genannten Verordnung angegebenen Sätze von 
50 v.H., 55 v. H. und 60 v. H. auf 70 v. H. bzw. 
75 v. H. und 80 v. H. angehoben werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Eu 6/75 : 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Februar 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen . 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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